
 

 

Rubrik: Mitteilungen an Gesellschafter 
Unterrubrik: Einladung zur Generalversammlung 
Publikationsdatum: SHAB 27.03.2024 
Öffentlich einsehbar bis: 27.03.2025 
Meldungsnummer: UP04-0000005999 
 

Publizierende Stelle 
Allreal Holding AG, Grabenstrasse 25, 6340 Baar

Einladung zur ordentlichen Generalversammlung 
Allreal Holding AG

Betroffene Organisation:  
Allreal Holding AG 
CHE-101.079.312 
Grabenstrasse 25 
6340 Baar 

Angaben zur Generalversammlung:  
19.04.2024, 16:00 Uhr, Kaufleutensaal, Pelikanplatz, 8001 Zürich 

Einladungstext/Traktanden:  
Begrüssung und Bekanntgabe Traktanden 

Formalien / Feststellungen 

Traktandum 1 

Lagebericht, Jahresrechnung und Konzernrechnung 2023 

Traktandum 2 

Verwendung des Bilanzgewinns 2023 und Ausschüttung an die Aktionäre (2.1 - 2.2) 

Traktandum 3 

Entlastung der Mitglieder des Verwaltungsrats und der Geschäftsleitung 

Traktandum 4 

Wahlen (4.1 - 4.4) 

Traktandum 5 

Vergütungen (5.1 - 5.7) 

Traktandum 6 

Statutenänderungen (6.1 - 6.4)



Einladung zur 25. ordentlichen Generalversammlung
Freitag, 19. April 2024, 16:00 Uhr, Kaufleutensaal, Pelikanplatz, 8001 Zürich

Einladung zur 25. ordentlichen Generalversammlung

Freitag, 19. April 2024, 16:00 Uhr, Kaufleutensaal, Pelikanplatz, 8001 Zürich

Traktanden und Anträge des Verwaltungsrats

1.	 Lagebericht, Jahresrechnung und Konzernrechnung 2023
Antrag: Genehmigung des Lageberichts, der Jahresrechnung und der Konzernrech-
nung 2023.

Erläuterungen: Der Verwaltungsrat ist gesetzlich verpflichtet, den operativen und  
finanziellen Lagebericht, die Jahresrechnung und die Konzernrechnung für jedes Rech-
nungsjahr der Generalversammlung zur Genehmigung vorzulegen. Die Revisionsstelle, 
Ernst & Young AG, Zürich, hat die Konzernrechnung der Allreal-Gruppe und die Jahres-
rechnung der Allreal Holding AG geprüft und uneingeschränkt bestätigt.

2.	 Verwendung des Bilanzgewinns 2023 und Ausschüttung  
an die Aktionäre

Erläuterungen: Der Verwaltungsrat beantragt die Ausschüttung von insgesamt CHF 
7.00 pro Aktie (brutto), bestehend aus CHF 3.50 Dividende pro Aktie (brutto) (CHF 2.275 
pro Aktie netto nach Abzug von 35% Verrechnungssteuer) und CHF 3.50 pro Aktie aus 
den Reserven aus Kapitaleinlagen (verrechnungssteuerfrei).

2.1	 Verwendung des Bilanzgewinns 2023
Antrag: Ausschüttung einer Dividende von CHF 3.50 pro Aktie (brutto) und Vortrag des 
verbleibenden Bilanzgewinns auf neue Rechnung:

CHF Mio.

Vortrag aus Vorjahr 467.5
Jahresgewinn 162.1
Bilanzgewinn am 31. Dezember 2023 (zur Verfügung der Generalversammlung) 629.6
Ausschüttung von CHF 3.50 pro Aktie (Vorjahr: CHF 3.50 pro Aktie) –58.1
Vortrag auf neue Rechnung 571.5

Erläuterungen: Die Ausschüttung einer Dividende erfordert einen Beschluss der Ge-
neralversammlung. Die beantragte Verwendung des verfügbaren Bilanzgewinns steht 
im Einklang mit der langjährigen Ausschüttungspolitik von Allreal.

2.2	� Ausschüttung aus Reserven aus Kapitaleinlagen
Antrag: Ausschüttung von CHF 3.50 pro Aktie aus den Reserven aus Kapitaleinlagen.

CHF Mio.

Reserven aus Kapitaleinlagen am 31. Dezember 2023
(zur Verfügung der Generalversammlung) 528.7
Ausschüttung (CHF 3.50 pro Aktie) –58.1
Vortrag auf neue Rechnung 470.6

Erläuterungen: Die vorgeschlagene Ausschüttung aus den Reserven aus Kapitalein-
lagen erfordert einen Beschluss der Generalversammlung. Sie kann verrechnungs-
steuerfrei ausbezahlt werden und ist – zumindest für natürliche Personen, die ihr 
Steuerdomizil in der Schweiz haben – einkommenssteuerfrei. Die beantragte Ver-
wendung der Reserven aus Kapitaleinlagen steht im Einklang mit der langjährigen 
Ausschüttungspolitik der Gesellschaft.

Die eigenen Aktien der Gesellschaft sind nicht ausschüttungsberechtigt.

Bei Annahme der Traktanden 2.1 und 2.2 erfolgen die Auszahlung der Dividende und 
die Ausschüttung aus Reserven aus Kapitaleinlagen voraussichtlich am 25. April 2024.

Der letzte Handelstag, der zum Erhalt der Auszahlung berechtigt, ist der 22. April 2024. 
Ab dem 23. April 2024 werden die Aktien ex-Ausschüttung gehandelt.

3.	� Entlastung der Mitglieder des Verwaltungsrats und  
der Gruppenleitung

Antrag: Erteilung der Entlastung der Mitglieder des Verwaltungsrats und der bisherigen 
sowie der gegenwärtigen Mitglieder der Gruppenleitung für das Geschäftsjahr 2023.

Erläuterungen: Mit der Entlastung der Mitglieder des Verwaltungsrats und der wäh-
rend des Geschäftsjahrs 2023 ausgetretenen sowie der gegenwärtigen Mitglieder der 
Gruppenleitung erklären die Gesellschaft und die zustimmenden Aktionärinnen und 
Aktionäre, dass sie die verantwortlichen Personen für Ereignisse aus dem vergangenen 
Geschäftsjahr, die der Generalversammlung zur Kenntnis gebracht wurden, nicht mehr 
zur Rechenschaft ziehen werden.

4.	 Wahlen
4.1	 Wiederwahlen des Präsidenten und der Mitglieder  

des Verwaltungsrats
Antrag: Der Verwaltungsrat beantragt die Wiederwahl aller gegenwärtigen Verwal-
tungsratsmitglieder (inklusive des Präsidenten) für eine Amtsdauer bis und mit dem 
Abschluss der nächsten ordentlichen Generalversammlung.

Erläuterungen: Da die Amtsdauer des Präsidenten und der Mitglieder des Verwal-
tungsrats mit dem Abschluss der ordentlichen Generalversammlung vom 19. April 
2024 endet, müssen diese jeweils von der Generalversammlung neu gewählt werden. 
Die Statuten der Gesellschaft sehen eine Amtszeitbeschränkung mit Erreichung des 
70. Lebensjahrs vor. Olivier Steimer stellt sich dieses Jahr deshalb zum letzten Mal 
zur Wiederwahl.

Informationen zu den beruflichen Hintergründen und Kompetenzen der gegenwärtigen 
Mitglieder des Verwaltungsrats sowie deren Mitgliedschaften in den Ausschüssen des 
Verwaltungsrats finden Sie im Geschäftsbericht 2023 (S. 18  ff.), der unter allreal.ch 
verfügbar ist.

a.	� Wiederwahl von Dr. Ralph-Thomas Honegger als Mitglied und  
Präsident des Verwaltungsrats

b.	� Wiederwahl von Dr. Philipp Gmür als Mitglied des Verwaltungsrats
c.	� Wiederwahl von Andrea Sieber als Mitglied des Verwaltungsrats
d.	� Wiederwahl von Peter Spuhler als Mitglied des Verwaltungsrats 
e.	� Wiederwahl von Olivier Steimer als Mitglied des Verwaltungsrats 
f.	� Wiederwahl von Thomas Stenz als Mitglied des Verwaltungsrats 
g.	� Wiederwahl von Jürg Stöckli als Mitglied des Verwaltungsrats
h.	� Wiederwahl von Anja Wyden Guelpa als Mitglied des Verwaltungsrats

4.2	 Wiederwahlen in den Nominierungs- und Entschädigungsausschuss
Antrag: Der Verwaltungsrat beantragt die Wiederwahl aller gegenwärtigen Mitglieder 
des Nominierungs- und Entschädigungsausschusses, je für eine weitere Amtsdauer 
bis und mit dem Abschluss der nächsten ordentlichen Generalversammlung.

Erläuterungen: Da die Amtsdauer der Mitglieder des Nominierungs- und Entschädi-
gungsausschusses mit dem Abschluss der ordentlichen Generalversammlung vom 
19. April 2024 endet, müssen diese jeweils von der Generalversammlung wieder neu 
gewählt werden.

a.	� Wiederwahl von Dr. Philipp Gmür als Mitglied des Nominierungs- und  
Entschädigungsausschusses

b.	� Wiederwahl von Andrea Sieber als Mitglied des Nominierungs- und  
Entschädigungsausschusses

c.	� Wiederwahl von Peter Spuhler als Mitglied des Nominierungs- und  
Entschädigungsausschusses

4.3	 Wiederwahl des unabhängigen Stimmrechtsvertreters
Antrag: Wiederwahl der Anwaltskanzlei André Weber, Zürich und Locarno, als un-
abhängige Stimmrechtsvertreterin bis und mit der nächsten ordentlichen Generalver-
sammlung.

Erläuterungen: Gemäss den Statuten der Gesellschaft sowie den einschlägigen Ge-
setzesbestimmungen ist der unabhängige Stimmrechtsvertreter jährlich von der Ge-
neralversammlung zu wählen. Die Anwaltskanzlei André Weber erfüllt die Unabhän-
gigkeitskriterien, und der Verwaltungsrat schlägt vor, die Anwaltskanzlei André Weber 
aus Gründen der Kontinuität als unabhängige Stimmrechtsvertreterin wiederzuwählen.

4.4	� Wiederwahl der Revisionsstelle
Antrag: Wiederwahl der Ernst & Young AG, Zürich, als Revisionsstelle für eine Amts-
dauer von einem Jahr.

Erläuterungen: Da die Amtsdauer der Revisionsstelle gemäss Statuten mit dem Ab-
schluss der ordentlichen Generalversammlung vom 19. April 2024 endet, ist die Re-
visionsstelle wieder neu zu wählen. Der Verwaltungsrat ist der Ansicht, dass Ernst & 
Young AG für die Rolle als Revisionsstelle aus Gründen der Kontinuität sehr gut ge-
eignet ist.

5.	 Vergütungen
5.1	 Genehmigung des maximalen Gesamtbetrags der fixen Vergütung der 

Mitglieder des Verwaltungsrats für die Periode bis zur ordentlichen  
Generalversammlung 2025

Antrag: Genehmigung des maximalen Gesamtbetrags von CHF 1.3 Mio. für die fixe 
Vergütung der Mitglieder des Verwaltungsrats für die Periode bis zur ordentlichen 
Generalversammlung 2025.

Erläuterungen: Die Generalversammlung genehmigt jährlich die Anträge des Ver-
waltungsrats für die maximale fixe Gesamtvergütung des Verwaltungsrats bis zur 
nächsten ordentlichen Generalversammlung. Die Grundsätze der Vergütung sind in 
den Art. 30 ff. der Statuten enthalten, wobei diese Bestimmungen im Rahmen der be-
antragten Statutenänderungen (vgl. Traktandum 6.2) an das neue Vergütungskonzept 
angepasst werden sollen. Das neue Konzept wurde vom Verwaltungsrat auf Basis einer 
Benchmark-Studie erarbeitet und verabschiedet. Der beantragte maximale Gesamtver-
gütungsbetrag basiert auf der Vergütung von acht Verwaltungsratsmitgliedern. Künftig 
soll 70% des Honorars in bar und 30% in (drei Jahre lang gesperrten) Aktien der Allreal 
Holding AG ausbezahlt werden. Die Erhöhung der maximalen Gesamtvergütung gegen-
über dem Vorjahr ist hauptsächlich zurückzuführen auf die Erhöhung der Abgeltung 
für die Funktionen des Präsidiums und Vizepräsidiums sowie der Basisvergütung der 
Mitglieder des Verwaltungsrats und auf die Angleichung der Entschädigungen aller drei 
bestehenden Verwaltungsratsausschüsse, wobei für die Funktion des Vorsitzenden 
eines Ausschusses eine höhere Vergütung ausgerichtet werden soll als für die ordent-
lichen Mitglieder eines Ausschusses. Der Präsident des Verwaltungsrats erhält keine 
Vergütungen für seine Ausschusstätigkeiten. Zusätzlich bestehen neu Aktienhaltevor-
schriften, wonach die Mitglieder des Verwaltungsrats dazu verpflichtet sind, Aktien 
im Wert von 100% der jährlichen Basisvergütung zu halten. Die Haltevorschriften sind 
nach fünf Jahren zu erfüllen. Weitere detaillierte Ausführungen zum neu verabschie-
deten Vergütungskonzept können dem Vergütungsbericht 2023 entnommen werden 
(S. 99 ff. des Geschäftsberichts 2023).

5.2	� Genehmigung des maximalen Gesamtbetrags der variablen Vergütung  
der Mitglieder der Gruppenleitung für das Geschäftsjahr 2023

Antrag: Genehmigung des maximalen Gesamtbetrags von CHF 1.0 Mio. für die variable 
Vergütung der Mitglieder der Gruppenleitung für das Geschäftsjahr 2023.

Erläuterungen: Die vom Verwaltungsrat beantragte variable Vergütung der Gruppen-
leitung hängt von der tatsächlichen Zielerreichung ab. Die Grundsätze der Vergütung 
können dem Vergütungsbericht 2023 entnommen werden (S. 88 ff. des Geschäfts-
berichts 2023) und sind in Art. 30 ff. der Statuten enthalten, wobei diese Bestimmun-
gen im Rahmen der beantragten Statutenänderungen (vgl. Traktandum 6) an das 
neue Vergütungskonzept angepasst werden sollen. Der beantragte Gesamtbetrag 
der variablen Vergütung setzt sich für das Geschäftsjahr 2023 für vier Mitglieder der 
Gruppenleitung wie folgt zusammen: rund 75% als Barzahlung und rund 25% als Ver-
gütung in Aktien, wobei die Aktien den Mitgliedern zu 50% nach einem Jahr und die 
weiteren 50% nach drei Jahren zu Eigentum übertragen werden, sofern sich die Mit-
glieder der Gruppenleitung zu diesem Zeitpunkt noch in einem Anstellungsverhältnis 
befinden. Im genannten Maximalbetrag enthalten sind die Pro-rata-Vergütungen des 
neu bestellten CFO sowie der Baranteil des im Dezember ausgeschiedenen Leiters 
Realisation. Nicht enthalten sind darin die variablen Vergütungen der im Geschäfts-
jahr 2023 ausgetretenen zwei Mitglieder der Gruppenleitung (ehemaliger CEO und 
ehemaliger CFO), deren variable Vergütungen (pro rata) für das Geschäftsjahr 2023 
bereits von der ordentlichen Generalversammlung 2023 genehmigt wurden. Weitere 
Einzelheiten können dem Vergütungsbericht 2023 entnommen werden (S. 88 ff. des 
Geschäftsberichts 2023).

5.3	 Genehmigung des maximalen Gesamtbetrags der fixen Vergütung  
der Mitglieder der Gruppenleitung für das laufende Geschäftsjahr 2024

Antrag: Genehmigung des maximalen Gesamtbetrags von CHF 2.6 Mio. für die fixe 
Vergütung der Mitglieder der Gruppenleitung für das laufende Geschäftsjahr 2024.

Erläuterungen: Basis für die fixe Vergütung der Mitglieder der Gruppenleitung für das 
laufende Geschäftsjahr 2024 ist das überarbeitete und vom Verwaltungsrat mit Wir-
kung per 1. Januar 2024 verabschiedete Vergütungssystem für die Gruppenleitung. Die 
fixe Vergütung der Mitglieder der Gruppenleitung wird dabei weiterhin in bar ausgerich-
tet. Der maximale Gesamtbetrag der fixen Vergütung (Basissalär und Arbeitgeberbei-
träge in die Pensionskasse) beträgt für das Geschäftsjahr 2024 für die fünf Mitglieder 
der Gruppenleitung CHF 2.6 Mio. Das Grundgehalt der Mitglieder der Gruppenleitung 
richtet sich nach der Marktpraxis, Verantwortung und Erfahrung der Gruppenleitungs-
mitglieder. Die detaillierten Ausführungen zum neuen Vergütungssystem können dem 
Vergütungsbericht 2023 entnommen werden (S. 99 ff. des Geschäftsberichts 2023).

5.4	� Genehmigung des maximalen Gesamtbetrags der variablen Vergütung  
der Mitglieder der Gruppenleitung für das Geschäftsjahr 2024

Antrag: Genehmigung, unter der Bedingung der Annahme der Änderung von Art. 17 
der aktuellen Statuten unter Traktandum 6.2, des maximalen Gesamtbetrags von 
CHF 2.1 Mio. für die variable Vergütung der Mitglieder der Gruppenleitung für das 
Geschäftsjahr 2024.

Erläuterungen: Bislang genehmigte die Generalversammlung jährlich den maximalen 
Gesamtbetrag der variablen Vergütung der Mitglieder der Gruppenleitung für das ver-
gangene Geschäftsjahr (retrospektive Genehmigung). Der Verwaltungsrat möchte 
das Vergütungssystem, namentlich aufgrund von verschiedenen Rückmeldungen von 
Aktionärinnen und Aktionären, vereinfachen und das Verhalten der Gruppenleitungs-
mitglieder verstärkt an den Interessen der Allreal-Gruppe ausrichten. Hierzu hat der 
Verwaltungsrat mit Wirkung per 1. Januar 2024 ein überarbeitetes Vergütungssystem 
verabschiedet. Vor diesem Hintergrund beantragt der Verwaltungsrat der Generalver-
sammlung unter Traktandum 6.2 einen Wechsel von der retrospektiven Genehmigung 
der variablen Vergütung der Mitglieder der Gruppenleitung hin zu einer prospektiven 
Genehmigung für das jeweils auf eine Generalversammlung folgende Geschäftsjahr 
(siehe dazu die weiteren Erläuterungen unter Traktandum 6.2). Aufgrund des beantrag-
ten Wechsels des Genehmigungszeitraums, der bei Zustimmung durch die General-
versammlung per sofort wirksam werden würde, muss der maximale Gesamtbetrag 
der variablen Vergütung der Mitglieder der Gruppenleitung (einmalig) auch für das 
laufende Geschäftsjahr 2024 genehmigt werden. Damit wird verhindert, dass eine 
Lücke bei der Genehmigung der variablen Vergütung entsteht. Unter dem neuen Ver-
gütungskonzept erhalten die Mitglieder der Gruppenleitung eine leistungsabhängige 
variable Vergütung. Diese ist ausschliesslich an Gruppenziele geknüpft und berück-
sichtigt keine individuellen Ziele mehr. Die Messung der jährlichen Performance basiert 
daher auf einem einheitlichen Gruppenfaktor. Zudem werden zur Bestimmung des 
Gruppenfaktors auch qualitative Ziele berücksichtigt. 70% der jährlichen variablen 
Vergütung wird in bar ausbezahlt, 30% wird über drei Jahre in einen Langfristplan auf-
geschoben und in sogenannte Performance Share Units (PSUs) umgewandelt. PSUs 
stellen Aktienanwartschaften dar und sind abhängig von definierten Performance-
Bedingungen. Abhängig von der Zielerreichung wird am Ende des Leistungszeitraums 

jede gewährte PSU in 0 bis 2 Aktien umgewandelt. Weitere Einzelheiten dazu können 
dem Vergütungsbericht 2023 entnommen werden (S. 99 ff. des Geschäftsberichts 
2023). Vorausgesetzt, der vorliegende Antrag und der Antrag unter Traktandum 6.2 
werden von der Generalversammlung angenommen, wird über die Einzelheiten der 
variablen Vergütung für das Geschäftsjahr 2024 im Vergütungsbericht 2024 berichtet.

5.5	 �Genehmigung des maximalen Gesamtbetrags der fixen Vergütung  
der Mitglieder der Gruppenleitung für das Geschäftsjahr 2025

Antrag: Genehmigung, unter der Bedingung der Annahme der Änderung von Art. 17 
der Statuten unter Traktandum 6.2, des maximalen Gesamtbetrags von CHF 3.0 Mio. 
für die fixe Vergütung der Mitglieder der Gruppenleitung für das Geschäftsjahr 2025.

Erläuterungen: Wie unter Traktandum  5.4 erläutert, beantragt der Verwaltungsrat 
der Generalversammlung unter Traktandum 6.2 einen Wechsel des Genehmigungs-
systems; so soll die Generalversammlung künftig nicht nur die variable Vergütung 
(wie unter Traktandum 5.4 erläutert), sondern auch die fixe Vergütung der Mitglieder 
der Gruppenleitung einheitlich für das jeweils auf die Generalversammlung folgende 
Geschäftsjahr prospektiv genehmigen. Die Änderung des Genehmigungszeitraums 
schafft eine gewisse Rechtssicherheit sowie Planungssicherheit in Bezug auf die 
Ausrichtung der zukünftigen Vergütung und führt zu einer einheitlichen und gesamt-
haften Genehmigung der Gesamtvergütung der Mitglieder der Gruppenleitung für ein 
Geschäftsjahr. Aufgrund des beantragten Wechsels des Genehmigungszeitraums, der 
bei Zustimmung durch die Generalversammlung per sofort wirksam werden würde, 
muss der maximale Gesamtbetrag der fixen und der variablen Vergütungen der Mit-
glieder der Gruppenleitung auch bereits für das Geschäftsjahr 2025 genehmigt werden. 
Der maximale Gesamtbetrag der fixen Vergütung (Basissalär und Arbeitgeberbeiträge 
in die Pensionskasse) beträgt für das Geschäftsjahr 2025 CHF 3.0 Mio. Das Grund-
gehalt der Mitglieder der Gruppenleitung wird in bar ausgezahlt und richtet sich nach 
der Marktpraxis, Verantwortung und Erfahrung der Gruppenleitungsmitglieder sowie 
einer Reserve gegenüber der beantragten fixen Vergütung für das Geschäftsjahr 2024 
von CHF 0.4 Mio. Die Reserve dient allfälligen Teuerungsanpassungen sowie allenfalls 
strukturellen Bereinigungen von Lohngefällen innerhalb der Gruppenleitung.

5.6	� Genehmigung des maximalen Gesamtbetrags der variablen Vergütung  
der Mitglieder der Gruppenleitung für das Geschäftsjahr 2025

Antrag: Genehmigung, unter der Bedingung der Annahme der Änderung von Art. 17 der 
Statuten unter Traktandum 6.2, des maximalen Gesamtbetrags von CHF 2.3 Mio. für 
die variable Vergütung der Mitglieder der Gruppenleitung für das Geschäftsjahr 2025.

Erläuterungen: Aus den bereits in Traktanden 5.3, 5.4 und 5.5 genannten Gründen bean-
tragt der Verwaltungsrat der Generalversammlung im Hinblick auf den Wechsel hin zu 
einem prospektiven Genehmigungssystem für das jeweils folgende Geschäftsjahr und 
unter dem Vorbehalt der Genehmigung der Statutenänderungen unter Traktandum 6.2 
die Genehmigung der variablen Vergütung der Mitglieder der Gruppenleitung für das 
Geschäftsjahr 2025. Die Grundzüge der variablen Vergütung für das Geschäftsjahr 
2025 sollen dabei unverändert wie im Geschäftsjahr 2024 sein (für weitergehende Er-
läuterungen wird auf Traktandum 5.4 sowie auf den Vergütungsbericht 2023 verwiesen 
[S. 88 ff. des Geschäftsberichts 2023]). Der beantragte Maximalbetrag enthält jedoch 
eine Reserve gegenüber der beantragten variablen Vergütung für das Geschäftsjahr 
2024 von CHF 0.2 Mio. Die Reserve dient allfälligen Teuerungsanpassungen sowie 
allenfalls strukturellen Bereinigungen von Lohngefällen innerhalb der Gruppenleitung. 
Vorausgesetzt, der vorliegende Antrag und der Antrag unter Traktandum 6.2 werden 
von der Generalversammlung angenommen, wird über die Einzelheiten der variablen 
Vergütung des Geschäftsjahrs 2025 im Vergütungsbericht 2025 berichtet.

5.7	 Konsultativabstimmung über den Vergütungsbericht 2023
Antrag: Gutheissung des Vergütungsberichts 2023 (Konsultativabstimmung).

Erläuterungen: Der Vergütungsbericht kann als Teil des Geschäftsberichts 2023 unter 
allreal.ch abgerufen werden. Im Vergütungsbericht sind die Strukturen und die einzel-
nen Vergütungselemente der Vergütungen an den Verwaltungsrat und an die Gruppen-
leitung sowie die im Geschäftsjahr 2023 und im Vorjahr ausgerichteten Vergütungen 
im Detail beschrieben. Ferner gibt der Vergütungsbericht Auskunft über das vom 
Verwaltungsrat überarbeitete und mit Wirkung per 1. Januar 2024 verabschiedete Ver-
gütungssystem. Gemäss Bericht der Revisionsstelle entspricht der Vergütungsbericht 
dem Gesetz und den Statuten.

6.	 Statutenänderungen
Erläuterungen: Der Verwaltungsrat beantragt, die Statuten der Allreal Holding AG zu 
ändern, um die Anforderungen des revidierten Aktienrechts zu erfüllen, welches am 
1. Januar 2023 in Kraft getreten ist, und gleichzeitig verschiedene Modernisierungen 
einzuführen und formale Ergänzungen umzusetzen, welche auch der aktuellen Best 
Practice im Bereich Corporate Governance Rechnung tragen. Die letztjährige ordent-
liche Generalversammlung 2023 hatte einen ähnlichen Antrag des Verwaltungsrats 
abgelehnt, weshalb der Verwaltungsrat der Generalversammlung nunmehr eine über-
arbeitete Fassung der Statutenänderungen zur Genehmigung vorlegt. Ferner beab-
sichtigt der Verwaltungsrat, den Sitz der Allreal Holding AG von Baar nach Opfikon zu 
verlegen, wozu es ebenfalls einer formellen Statutenänderung bedarf. Aufgrund des 
durch den Verwaltungsrat mit Wirkung auf den 1. Januar 2024 neu in Kraft gesetzten 
Reglements über die variablen Vergütungen beantragt der Verwaltungsrat verschiede-
ne Anpassungen zu den Vergütungsbestimmungen in den Statuten.

Der Text der vorgeschlagenen revidierten Statuten kann unter https://allreal.ch/ 
investoren-medien/download-center abgerufen werden. Weitere Erläuterungen finden 
Sie unter einzelnen, nachfolgenden Traktanden.

6.1	 Änderung des Rubrums und von Art. 1 der Statuten – Sitzverlegung 
Antrag: Der Verwaltungsrat beantragt, das Rubrum der Statuten sowie Art. 1 der Sta-
tuten anzupassen.

Erläuterungen: Der Verwaltungsrat beabsichtigt, den Sitz der Allreal Holding AG zwecks 
Vereinfachung und Konzentration der Gruppenstruktur von Baar nach Opfikon zu ver-
legen, weshalb es einer Anpassung des Rubrums und von Art. 1 der Statuten bedarf.

6.2	 Änderungen von Art. 17, 30 und 31 der Statuten 
Antrag: Der Verwaltungsrat beantragt, die Art. 17, 30 und 31 der Statuten anzupassen.

Erläuterungen: Der Verwaltungsrat hat mit Wirkung per 1. Januar 2024 ein überar-
beitetes Vergütungssystem verabschiedet. Damit möchte der Verwaltungsrat das 
Vergütungssystem, namentlich aufgrund von verschiedenen Rückmeldungen von Ak-
tionärinnen und Aktionären, vereinfachen. Zugleich soll das überarbeitete Vergütungs-
system das Verhalten der Gruppenleitungsmitglieder verstärkt an den Interessen der 
Allreal-Gruppe ausrichten. Der Verwaltungsrat möchte zudem vor dem Hintergrund 
des überarbeiteten Vergütungssystems für die Gruppenleitung die fixe und die va-
riable Vergütung zukünftig prospektiv für das jeweils auf eine Generalversammlung 
folgende Geschäftsjahr genehmigen lassen. Damit wird ermöglicht, dass in Bezug 
auf die Gesamtvergütungen des jeweils kommenden Geschäftsjahrs eine gewisse 
Rechts- sowie Planungssicherheit geschaffen wird. Zudem führt dies zu einer ein-
heitlichen und gesamthaften Genehmigung der Gesamtvergütung der Mitglieder der 
Gruppenleitung für ein Geschäftsjahr. Die prospektive Genehmigung der fixen und der 
variablen Vergütung ist ein wichtiges Zeichen des Vertrauens an die Mitglieder der 
Gruppenleitung und dürfte sich nach Auffassung des Verwaltungsrats positiv auf die 
Leistungsbereitschaft der Mitglieder der Gruppenleitung auswirken.

In Bezug auf die Vergütung des Verwaltungsrats soll in den Statuten präzisiert und 
verankert werden, dass an den Verwaltungsrat – wie bereits in der Vergangenheit – 
keine variablen, leistungsabhängigen Vergütungen ausgerichtet werden. Zudem ist 
vorgesehen, dass die Vergütung an den Verwaltungsrat auch in Aktien oder anderen 
Beteiligungspapieren ausgerichtet werden kann, zumal neu ein wesentlicher Teil der 
Honorare an den Verwaltungsrat in (für drei Jahre gesperrten) Aktien der Allreal Hol-
ding AG ausgerichtet werden soll.

6.3	 Änderung von Art. 3a der Statuten 
Antrag: Der Verwaltungsrat beantragt, Art. 3a der Statuten anzupassen.

Erläuterungen: An der Generalversammlung 2023 wurde neu ein Kapitalband einge-
führt, welches den Verwaltungsrat ermächtigt, das Kapital innerhalb der genehmigten 
Bandbreiten zu erhöhen oder herabzusetzen, dies in bestimmten Fällen auch unter 
Ausschluss der Bezugsrechte der Aktionäre. Der Verwaltungsrat möchte von diesem 
Bezugsrechtsausschluss in Zukunft auch dann Gebrauch machen können, um den 
sogenannten PSU-Plan der Gruppenleitung bedienen zu können und/oder die Vergü-
tung des Verwaltungsrats in Aktien der Allreal Holding AG ausrichten zu können. Der 
Verwaltungsrat wird von diesem Recht jedoch nur dann Gebrauch machen, sollten die 
benötigten Aktien nicht anderweitig über den Markt erworben werden können.

6.4	 Änderungen von Art. 8, 9, 10, 11, 14, 15, 16, 25, 26, 28 und  
32 der Statuten

Antrag: Der Verwaltungsrat beantragt, die Art. 8, 9, 10, 11, 14, 15, 16, 25, 26, 28 und 32 
der Statuten anzupassen.

Erläuterungen: Unter Traktandum 6.4 sind alle Änderungen von Statutenbestimmun-
gen zusammengefasst, welche aufgrund der Aktienrechtsrevision angepasst werden 
müssen oder sollten, um die Statuten in Einklang mit dem revidierten Aktienrecht zu 
bringen und um von den neuen Modernisierungen und Gestaltungsmöglichkeiten unter 
dem neuen Aktienrecht Gebrauch machen zu können.

Insbesondere sollen die folgenden Änderungen und Anpassungen beschlossen wer-
den:

 – Art. 8: Die unübertragbaren Befugnisse der Generalversammlung werden an die 
Bestimmungen des neuen Aktienrechts angepasst.

 – Art. 9: Die gesetzliche Frist zur Einberufung nach Erhalt eines Begehrens um Ein-
berufung einer Generalversammlung wird statutarisch verankert. Darüber hinaus 
regeln die Statuten neu die verschiedenen Arten von Formen der Generalversamm-
lungen, welche der Verwaltungsrat künftig verwenden könnte. Die neuen möglichen 
Formen von Generalversammlungen erlauben es dem Verwaltungsrat, die General-
versammlung mit Tagungsort – stets innerhalb der Schweiz – oder auch «hybrid» 
durchzuführen. Auf die Einführung der Möglichkeit zur Durchführung einer rein vir-
tuellen Generalversammlung wird verzichtet.

 – Art. 10: Die Formalitäten der Einberufung und der Inhalt der Einladung sollen an das 
revidierte Aktienrecht angepasst werden und die gesetzlichen Fristen und Formen 
der Zurverfügungstellung von Geschäfts- und Revisionsberichten in den Statuten 
verankert werden.

 – Art. 11: Die Einladung zu einer Generalversammlung soll künftig eine kurze Begrün-
dung der Traktandierungsanträge von Aktionären enthalten. Über den Antrag auf 
eine Sonderuntersuchung oder auf Wahl einer Revisionsstelle kann auch ohne vor-
gängige Traktandierung Beschluss gefasst werden. Der Wortlaut wird an die neuen 
gesetzlichen Bestimmungen angepasst.

 – Art. 14: Da in den letzten Jahren die Abstimmungen an der Generalversammlung in 
elektronischer Form stattgefunden haben, soll die Bestimmung zur Bezeichnung 
von Stimmenzählern angepasst und modernisiert werden.

 – Art. 15: Der Mindestinhalt des Protokolls über die Generalversammlung soll den 
neuen gesetzlichen Bestimmungen angepasst werden. Zudem wird eine sprachliche 
Korrektur vorgenommen.

 – Art. 16: Das Quorum für Beschlüsse der Generalversammlung soll an die neuen 
gesetzlichen Bestimmungen angepasst werden.

 – Art. 25: Der Vorsitzende von Verwaltungsratssitzungen soll zukünftig über keinen 
Stichentscheid verfügen. Die Verweise auf die neuen Gesetzesbestimmungen sollen 
in den Statuten nachgeführt und die Möglichkeit zur Verwendung von elektronischen 
Mitteln in den Statuten verankert werden.

 – Art. 26: Die neue gesetzliche Möglichkeit zur Fassung von Beschlüssen des Ver-
waltungsrats auf elektronischem Wege soll statutarisch verankert werden.

 – Art. 28: Die Formulierung über die Anzahl der zulässigen Mandate ausserhalb der 
Allreal-Gruppe soll auf vergleichbare Funktionen bei anderen Unternehmen mit wirt-
schaftlichem Zweck angewendet werden, wie dies im neuen Aktienrecht vorgesehen 
ist. Für die Beschränkungen der Mitglieder der Gruppenleitung wird keine Unter-
scheidung mehr zwischen börsenkotierten und nicht börsenkotierten Unternehmen 
getroffen. Diese Mandate unterliegen (wie bislang) weiterhin im Einzelfall der Ge-
nehmigung durch den Verwaltungsrat.

 – Art. 32: Die Verweise auf die neuen Gesetzesbestimmungen sollen in den Statuten 
nachgeführt werden. Zudem wird klargestellt, dass der mögliche Zusatzbetrag  
inflationsbereinigt angewendet werden soll.

Organisatorische Hinweise
Unterlagen
Der Geschäftsbericht 2023 mit dem Lagebericht, der Jahresrechnung, der  
Konzernrechnung, dem Vergütungsbericht und den Berichten der Revisions
stelle liegt seit 28. Februar 2024 am Gesellschaftssitz an der Grabenstrasse 25 in  
6340 Baar zur Einsichtnahme auf.

Darüber hinaus ist der Geschäftsbericht 2023 mit dem Lagebericht, der Jahresrech-
nung, der Konzernrechnung, dem Vergütungsbericht und den Berichten der Revisions-
stelle auch auf der Internetseite der Gesellschaft verfügbar: http://www.allreal.ch/
investoren-und-medien/berichterstattung.

Stimmberechtigung
Den im Aktienbuch als stimmberechtigt eingetragenen Aktionärinnen und Aktionären 
der Allreal Holding AG wird, zusammen mit der Einladung zur Generalversammlung, ein 
Antwortformular zugestellt. Stimmberechtigt sind die am 27. März 2024 im Aktienbuch 
als Aktionärinnen und Aktionäre mit Stimmrecht eingetragenen Aktionärinnen und 
Aktionäre der Allreal Holding AG. Die frühzeitige Rücksendung des Antwortformulars 
erleichtert die Vorbereitungsarbeiten zur Generalversammlung.

In der Zeit vom 28. März 2024 bis und mit 19. April 2024 werden keine Eintragungen 
im Aktienbuch vorgenommen.

Im Falle eines Verkaufs von Aktien ist die Aktionärin bzw. der Aktionär für diese Aktien 
nicht mehr stimmberechtigt. Die ihr bzw. ihm zugestellte Zutrittskarte samt Stimm-
material ist deshalb am Eingang zur Generalversammlung berichtigen zu lassen.

Vollmachtserteilung
Aktionärinnen und Aktionäre, die nicht persönlich an der Generalversammlung teil-
nehmen, können sich wie folgt vertreten lassen:

 – durch eine schriftlich bevollmächtigte Person
 – durch die unabhängige Stimmrechtsvertreterin, Anwaltskanzlei André Weber,  
Zürich und Locarno, vertreten durch Rechtsanwalt André Weber,  
Haus Gryffenberg, Bahnhofstrasse 10 / Börsenstrasse 18, 8001 Zürich

Bitte verwenden Sie zur Erteilung der Vollmacht ausschliesslich das Vollmachtsfor-
mular auf der Anmeldung.

Vollmachten und Weisungen können der unabhängigen Stimmrechtsvertreterin  
alternativ durch elektronisches Fernabstimmen erteilt werden. Die dazu nötigen  
Login-Daten und Instruktionen erhalten die Aktionärinnen und Aktionäre zusammen 
mit den übrigen Unterlagen. Die elektronische Teilnahme beziehungsweise allfällige 
Änderungen elektronisch abgegebener Weisungen sind bis spätestens am 16. April 
2024, 23:59 Uhr (MESZ) möglich.

Im Anschluss an die Generalversammlung sind die Aktionärinnen und Aktionäre zu 
einem Imbiss eingeladen.

Baar, 27. März 2024	 Für den Verwaltungsrat
Allreal Holding AG	� Ralph-Thomas Honegger  

Präsident des Verwaltungsrats
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